
STREIT 3/2020110

Urteil mit Anmerkungen
BVerfG, § 17 VersAusglG 
Versorgungsausgleich ‒ Externe Teilung 

1. Der Versorgungsausgleich kann verfassungswidrig 
sein, wenn bei der verpflichteten Person eine Kürzung 
des Anrechts erfolgt, ohne dass sich dies entsprechend im 
Erwerb eines selbständigen Anrechts für die berechtig-
te Person auswirkt. Transferverluste aufgrund externer 
Teilung können zur Zweckverfehlung der Kürzung des 
Anrechts und damit zu deren Verfassungswidrigkeit füh-
ren (Klarstellung zu BVerfGE 53, 257 <302 f.>; 136, 
152 <169 ff. Rn. 40 ff.>). 

2. Art. 14 Abs. 1 GG schützt bei dem Versorgungs-
ausgleich neben der ausgleichspflichtigen Person auch 
die ausgleichsberechtigte Person selbst. Transferverluste 
aufgrund externer Teilung sind auch an ihrem Eigen-
tumsgrundrecht zu messen. 

3. Bei der gerichtlichen Festsetzung des für die ex-
terne Teilung nach § 17 VersAusglG maßgeblichen Aus-
gleichswerts ist neben den Grundrechten der ausgleichs-
berechtigten und der ausgleichspflichtigen Person das 
Interesse des Arbeitgebers in die Abwägung einzustellen, 
extern teilen zu können, zugleich aber im Rahmen der 
externen Teilung lediglich aufwandsneutralen Kapital-
abfluss hinnehmen zu müssen. 

4. Das Grundgesetz steht auch solchen Regelungen 
entgegen, die neutral formuliert und auch nicht verdeckt 
auf Benachteiligung ausgerichtet sind, jedoch tatsächlich 
ganz überwiegend Frauen benachteiligen. Von nachtei-
ligen Effekten externer Teilung sind wegen der über-
wiegenden Aufteilung von familienbezogener und be-
rufsbezogener Tätigkeit zwischen den Ehepartnern weit 
mehr Frauen als Männer betroffen. Solche faktischen 
Benachteiligungen können nur gerechtfertigt werden, 
wenn dafür hinreichend gewichtige Gründe bestehen. 

5. Es ist Aufgabe der Gerichte, bei Durchführung 
des Versorgungsausgleichs im Wege externer Teilung nach 
§ 17 VersAusglG den als Kapitalbetrag zu zahlenden 
Ausgleichswert so festzusetzen, dass die Grundrechte aller 
beteiligten Personen gewahrt sind. 
(amtliche Leitsätze)
(BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 26. 05.2020 – 1 BvL 5/18)

Tenor: 
In dem Verfahren zur verfassungsrechtlichen Prüfung,
ob § 17 des Gesetzes über den Versorgungsausgleich 
vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700) verfassungsgemäß 
ist – Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des OLG 
Hamm vom 9. Oktober 2018 (II-10 UF 178/17, 
nunmehr: II-12 UF 12/19) – hat das Bundesverfas-
sungsgericht ‒ Erster Senat ‒ für Recht erkannt:

§ 17 des Gesetzes über den Versorgungsausgleich 
vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700) ist mit dem 
Grundgesetz vereinbar.


